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Im Folgenden wollen wir eine kurze Zusammenfassung des Buchs von Andrej Holm: Objekt der
Rendite. Zur Wohnungsfrage und was Engels noch nicht wissen konnte, Dietz Verlag, Berlin 2021,
präsentieren. Wir beschränken uns auf die Geschichte des kapitalistischen Wohnungsbaus und seine
sich verändernde Ökonomie.

Kapitalistischer Wohnungsbau im 19. Jahrhundert

Die einschneidendsten Änderungen verursachte die industrielle Revolution. Massen von
Bauern/Bäuerinnen wurden in die Kohleabbauregionen, Stahlproduktionszentren und die
verarbeitende Industrie gezogen. Große Anlagen und neue Städte entstanden und manch alte
erlebten eine nie gekannte Bevölkerungsexplosion. Mitte und Ende des 19. Jh. wurden in den
europäischen Zentren Wohnraum massenweise (vor allem armer Schichten) vernichtet, Straßen
verbreitert und neue Gebäude für bürgerliche oder adlige Schichten gebaut.

Diese vernichtende bourgeoise Wohnraumpolitik nennt Andrej Holm „revanchistisch“. Dagegen gab
es mit Proudhon und mittelständischen Wohnvereinen eine kleinbürgerliche Wohnraumpolitik, die
den Kleinbesitz eines Reihen- oder Einzelhauses mit Gärten für alle als Lösung propagierte. Der
Sozialreformer Gustav Schmoller wies 1890 die deutsche Bourgeoisie darauf hin, dass zwangsweise
soziale Revolutionen ausbrechen werden und schlug bessere Wohn-, Arbeits- und
Lebensbedingungen vor. Engels wies jedoch darauf hin, dass unter kapitalistischen Umständen die
Bourgeoisie selten oder gar nicht angemessenen Wohnraum zur Verfügung stellt, da dieser als
Spekulationsobjekt weit attraktiver ist.

Interessanterweise kann man konstatieren, dass je stärker die Arbeiter:innenbewegung war, sich die
katastrophale Wohnsituation leicht abmilderte und die Infrastruktur (Wasserversorgung,
Kanalisation) durch Staatsinvestitionen verbesserte, was sich durch die Zahl der Obdachlosen und
Schlafgänger zwischen 1850 – 1920 erhärten lässt.

Das 20. Jahrhundert

Die Novemberrevolution belebte die Debatte neu. Es wurde über die Sozialisierung auch von
Wohnraum nachgedacht und es gab Mietstreiks 1919. Zwar wurde das nicht erreicht, aber es gab
Impulse zur Finanzierung kommunaler und genossenschaftlicher Wohnungen auf Basis der
Besteuerung Privater, die zu ersten massenhaften Wohnungsbauprogrammen führten, die heute den
Kernbestand der städtischen Wohnungen ausmachen.

1945 – 1990 wurde die massenhafte Versorgung der Bevölkerung in den Zentren ebenfalls durch
kommunale Wohnungsgesellschaften und Baugenossenschaften durchgeführt. Im Rahmen von
privatem Wohnungsneubau unter dem Label des Sozialbaus erfolgte hauptsächlich eine doppelte
Subventionierung des privaten Sektors: erstens, da die Sozialbindung nach einer gewissen Frist
entfiel (damals: 30 Jahre, heute in Berlin: 10 Jahre) und die Mieten zu einem Zeitpunkt, wo die
Baukosten der Gebäude bereits refinanziert waren, nicht mehr preisgebunden waren und zweitens,
weil die Zuschüsse und Steuererleichterungen einen erheblichen Anteil einnahmen und teilweise
größer als die Gesamtkosten waren.
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Nach der deutschen Einheit: Berliner Mietenmonopoly

Nach Wegfall der Systemkonkurrenz im Osten wurde die Privatisierung der kommunalen
Gesellschaften 1990 durch dem Wegfall der Wohnraumgemeinnützigkeit vorbereitet. Kommunale
Träger und Genossenschaften verloren ihre Steuervorteile. Die steuerlichen Mehrkosten wurden auf
die Mieter:innen umgelegt. Eine Welle der Mietpreiserhöhung folgte. Bis dahin war der
Mietpreisanstieg sehr schwach, halbwegs linear und entsprang aus den leicht steigenden Realkosten
inkl. Inflation.

In den 2000er Jahren wurden in Berlin die Wohnraumförderung eingestellt, etwa 250.000
kommunale Wohnungen durch den „rot-roten“ Senat privatisiert und für sehr geringe Beträge an
Private verkauft.

2007 platzte eine Immobilienblase auf dem US-Finanzmarkt. Aus dieser nationalen Immobilien-
entwickelte sich die globale Finanzkrise. Da die normale Warenproduktion auf Grund des
tendenziellen Falls der Profitrate nicht mehr ausreichend Gewinne realisierte, drängte
anlagesuchendes Kapital auf andere Märkte. Im Gegensatz zu Investitionen in hochriskante
Finanzprodukte wurden langfristige mit gesicherten Gewinnen attraktiver. Die größten Gewinne
versprach man sich, wo der Rent-Gap am größten war: zum Kauf stehende ehemalige Werks- und
kommunale Wohnungen. Niedrigzinspolitik so wie Deregulierung unter Schröder verstärkten den
Trend.

Holm spricht hier ebenfalls von einer revanchistischen Raumvorstellung, die nicht nur in
Privatisierung, Auswertung und Gentrifizierung mündete, sondern Zerstörung sozialer Leben,
brutale Vertreibung, die marginalisierte Gruppen wie prekäre Arbeiter:innen, Migrant:innen,
Wohnungslose am härteten trafen und mit Polizeigewalt durchgesetzt worden sind. Der Prozess, der
London in den 1980er und New York in den 1980er und 1990er Jahren heimsuchte, erreichte ab
2000 Berlin und intensivierte sich in der Folgezeit.

In den letzten Jahren gab es ganze Wellen von Zwangsräumungen von Arbeiter:innen,
Migrant:innen, linken Hausprojekten und Kneipen, wo ganze Straßenabschnitte unter polizeilichen
Belagerungszustand gestellt, Anwohner:innen systematisch schikaniert worden sind.

Finanzorientierte und industrielle Wohnkonzerne

Bis in die 2000er Jahre war der Wohnungs- vom Finanzsektor relativ abgeschlossen. Natürlich
wurden Kredite von Banken aufgenommen, um Wohnungen zu kaufen oder zu bauen, und diese mit
der Zeit durch die Mieter:innen abgezahlt. Aber weitere Verflechtungen waren selten.

Anfang dieses Jahrtausends begannen Banken und Finanzdienstleister in Deutschland damit, nicht
nur Geld für Wohnungsunternehmen zur Verfügung zu stellen, sondern mit diesem Kapital selbst
Firmen zu gründen und in eigener Regie zu investieren (z. B. die Gründung von Deutsche Wohnen
durch die Deutsche Bank 1998). Diese finanzmarktorientierten Wohnungskonzerne begannen,
Kapital in Form von Private Equity Fonds zu sammeln, Wohnungen zu erwerben und diese wie ihre
Unternehmensanteile wie moderne Finanzprodukte zu handeln. Diese absorbierten auch, begünstigt
durch die Liberalisierung unter Schröder, Kapitale aus Rentenfonds, Versicherungen, mittelgroße
Anleger:innen. Vor allem zogen Wohnungen mit einem hohen Rent-Gap dieses private Kapital an.

In den 2000er Jahren kauften diese Unternehmen etwa 230.000 ehemals kommunale Wohnungen
auf. Damit wurden sie, die bis dahin einer zumindest geringen öffentlichen Kontrolle unterlagen und
ein Gut mit öffentlich-sozialer Zweckbestimmung darstellten und nur geringe Renditen erzielten,
systematisch in Finanzprodukte umgewandelt, wo größte Renditen durch große Mietsteigerungen



möglich waren und der Finanzmarkt herrschte.

Nach der Finanzkrise 2007 strömte verstärkt auch internationales Kapital auf den deutschen
Wohnungsmarkt. Ab 2010 haben finanzorientierte Wohnungskonzerne ihre Interaktion mit Banken
und Investor:innen geändert. Wo anfangs Kapital für Unternehmungen zur Verfügung gestellt
worden ist und diese Schulden mit den Mieten sukzessive abbezahlt worden sind und in Folge
dessen ebenso wie Zinsen sanken, werden diese nicht mehr abbezahlt, sondern stattdessen
Geschäftsanteile des Unternehmens an Investor:innen ausgegeben. Dadurch, dass die Schulden
nicht bedient werden, steigen diese zusammen mit den Zinsen. Zinsen sind umlagefähig. So steigen
die Mieten zusätzlich. Gleichzeitig wird die Bauindustrie für Projekte finanziert, um durch
Wertsteigerungen der unmittelbaren Umgebung dortige Mieten anzukurbeln. Diese Bauindustrie
verkaufte die Gebäude, erwarb aber gleichzeitig Anteile am kaufenden Unternehmen. Dadurch
verschmolzen das in den Gebäuden gebundene Kapital der Wohnungsunternehmen, das
Finanzkapital und die Bauindustrie zu dem, was Holm und Unger finanzindustrielles Kapital nennen.

Diese finanzindustriellen Wohnkonzerne zeichnet neben den o. g. Merkmalen weiter aus: Hoher
Grad der Automatisierung bei ihren Geschäftsabläufen, aktuelle Werte und
Mietsteigerungspotenziale werden ermittelt, damit potenzielle Investitionen, Abrechnungen oft
absichtlich fehlerhaft erstellt.

Gleichzeitig werden die Strukturen dezentralisiert und verschachtelt. Wo damals dem/r Mieter:in
ein/e Vermieter:in oder eine Firma gegenüberstanden, existiert ein Geflecht von Firmen. Der Vorteil
dieser Struktur liegt darin, dass diese Firmen sich für ihre Dienstleistungen hohe Rechnungen
ausstellen, diese einerseits auf die Mieter:innen umgelegt werden können und andererseits als hohe
Betriebsausgaben in geringere Steuern münden. So ist das sog. „Insourcing“ eine übliche Praxis, die
Betriebskosten künstlich in die Höhe zu treiben. Es beschreibt das Ausgliedern ehemals
firmeneigener Handwerker:innen und Reinigungskräfte bzw. Gründen von Handwerks- und
Reinigungsunternehmen, Beauftragung dieser durch die Hausverwaltung, Ausstellen hoher
Rechnungen und deren Umlage auf die Mieter:innen.

Eine Firma tritt auf der untersten vertikalen Ebene als Eigentümerin auf. Auf der mittleren Ebene
fallen diese Firmen mit Geschäftsanteilen anderer Eigentümer- oder Holdinggesellschaften
zusammen und auf höheren Ebenen ist der Konzern international und branchenübergreifend
aufgestellt. Die Gewinne zentralisieren sich früher oder später nach oben in der
Eigentümervertikalen und laufen bei Aktionär:innen, Banken oder internationalen
Investmentgruppen wie BlackRock zusammen.

Die Mieter:innen zahlen alle Ausgaben inkl. Instandhaltung. Ein weiterer Trick ist hier, nicht instand
zu halten und Beschwerden wie erforderliche Mietsenkungen schlicht und ergreifend zu ignorieren,
sie stattdessen mit Forderungen, Inkasso- und Gerichtsverfahren zu überziehen. Es wird dadurch
gleichzeitig auch versucht, das Gebäude so in der Bausubstanz verkommen zu lassen, bis eine
Sanierung notwendig wird. Deren Kosten sind umlagefähig. Sind sie amortisiert, also durch die
Miete abbezahlt, wird sie jedoch nicht auf den vorherigen Zustand gesenkt.


